In der Senatssitzung am 7. Februar 2023 beschlossene Fassung

Die Senatorin fur Kinder und Bildung

30.Januar 2023

Vorlage fur die Sitzung des Senats am 07.02.2023

Verwaltungsvereinbarung

zur Durchfiihrung des Gesetzes uber Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau
ganztagiger Bildungs- und Betreuungsangebote fiir Kinder im Grundschulalter/

Investitionsprogramm Ganztag

A. Problem

Mit dem Gesetz zur ganztdgigen Férderung von Kindern im Grundschulalter (Ganztagsférde-
rungsgesetz — GaF6G) vom 2.10.2021 wurde der Rechtsanspruch auf ganztagige Betreuung
fur alle Grundschulkinder stufenweise ab dem 1. August 2026 eingefiihrt. Verbunden ist damit
eine Unterstlitzung vom Bund fir die Lander und Kommunen beim Infrastrukturausbau.

Zur Beschleunigung des Ausbaus von Ganztagsschulen und Ganztagsbetreuung wurden u.a.
Finanzhilfen des Bundes in Hohe von bis zu 1,5 Milliarden Euro beschlossen. Ende 2020 ha-
ben die Lander und der Bund mit der Unterzeichnung einer entsprechenden Verwaltungsver-
einbarung das erste Investitionsprogramm zum beschleunigten Infrastrukturausbau der Ganz-
tagsbetreuung fir Grundschulkinder gestartet, mit dem der Bund den Landern 750 Millionen
Euro zur Verfligung stellt (,Verwaltungsvereinbarung Finanzhilfen des Bundes fiir das Investi-
tionsprogramm zum beschleunigten Infrastrukturausbau der Ganztagsbetreuung flir Grund-
schulkinder” — sog. Verwaltungsvereinbarung ). Der Senat hatte die Senatorin fur Kinder und
Bildung am 29.09.2020 zur Unterzeichnung ermachtigt (Vorlage 763/20). Der Anteil des Lan-
des Bremen in Héhe von 7.221.000 Euro, aufgeteilt auf die Stadtgemeinden Bremen und Bre-

merhaven nach dem Schlissel 80:20, wurde zwischenzeitlich vollstandig abgerufen.

Am 15.12.2020 ist aulterdem das Gesetz zur Errichtung des Sondervermégens ,,Ausbau ganz-
tagiger Bildung- und Betreuungsangebote fiir Kinder im Grundschulalter (Ganztagsfinanzie-
rungsgesetz — GaFG) in Kraft getreten. Zusammen mit den Mitteln aus dem ersten Investiti-
onsprogramm sollen den Landern und Kommunen uber dieses Sondervermdgen Finanzhilfen
des Bundes in Hohe von 3,5 Milliarden Euro zur Verfligung gestellt werden. Die Ausgestaltung
dieser Finanzhilfen regeln neben der vorgenannten Verwaltungsvereinbarung das Gesetz liber
Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau ganztédgiger Bildungs- und Betreuungsangebote fiir Kin-
der im Grundschulalte (Ganztagsfinanzhilfegesetz — GafinHG) vom 02.10.2021, das durch Ar-
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tikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2021 geandert worden ist, sowie die nun hier vorge-
legte Verwaltungsvereinbarung zur Durchfiihrung des Gesetzes lber Finanzhilfen des Bundes
zum Ausbau ganztdgiger Bildungs- und Betreuungsangebote fiir Kinder im Grundschulalter/
Investitionsprogramm Ganztag (sog. Verwaltungsvereinbarung ).

Im GafinHG ist eine Foérderquote des Bundes mit héchstens 70 % und die Beteiligung der
Lander mit mindestens 30 % am Gesamtvolumen geregelt.

Forderfahig sind auf Grundlage der Verwaltungsvereinbarung nicht nur ganztagige Bildungs-
und Betreuungsangebote in Ganztagsgrundschulen, sondern auch in Tageseinrichtungen
gem. § 22 SGB VIl sowie in Forderschulen im Ganztagsbetrieb soweit sie von Kindern im
Grundschulalter besucht werden. Voraussetzung ist das Vorliegen einer Betriebserlaubnis
nach § 45 SGB VIl oder eine entsprechende gesetzliche Aufsicht, insbesondere die Schulauf-
sicht.

Investitionen sind férderfahig, wenn sie den Neubau, den Umbau, die Erweiterung, den Erwerb
von Gebauden und Grundstuicken, die Sanierung (einschliellich der energetischen Sanierung)
sowie die Ausstattung der Infrastruktur, soweit dadurch Bildungs- und Betreuungsangebote
oder raumliche Kapazitaten geschaffen oder erhalten werden, um eine zeitgemalfe Ganztags-
betreuung zu ermdglichen. Forderfahig sind MaRnahmen, die ab dem 12.10.2021 begonnen
und bis zum 31.12.2027 abgeschlossen wurden. Uber den Umsetzungsstand ist dem Bund
zwei Mal jahrlich zu berichten.

Die Bewilligung der Mittel erfolgt auf der Grundlage von Landesprogrammen (Forderrichtlinien)
der Lander, die im Einvernehmen mit dem Bund zu erstellen sind.

Wichtiger Bestandteil der Vereinbarung ist die Handhabung des Kriteriums der Zusatzlichkeit
der geforderten Investitionen, das in Art. 104 ¢ Absatz 2 Satz 5i.V.m. Art 104 ¢ Satz 2 Grund-
gesetz normiert ist. Investitionsausgaben der Lander dirfen nicht durch Finanzhilfen des Bun-

des ersetzt werden.

Die Vereinbarung beinhaltet weiter unter anderem Regelungen zum Antragswesen, zur Be-
wirtschaftung, dem Nachweis der Verwendung und Berichtspflichten.

B. Loésung

Die Vereinbarung tritt in Kraft, sobald alle Bundeslander die formalen parlamentarischen Vo-
raussetzungen erfullen und die zustandigen Minister:innen bzw, Senator:innen sie darauffol-
gend unterschrieben haben.

Der Senat erméachtigt die fachlich zustéandige Senatorin fir Kinder und Bildung zur Unterzeich-
nung der Bund-Lander-Verwaltungsvereinbarung. Des Weiteren unterrichtet der Senat gem.
Art. 79 Abs. 2 der Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen vor Unterzeichnung die
Bremische Burgerschaft Giber das Vorhaben.



Far den Abruf der Mittel ist in einem weiteren Schritt ein Landesprogramm (Férderrichtlinie)
des Landes mit dem Bund abzustimmen und zu beschlieRen. Im Land Bremen wird die For-
derrichtlinie derzeit erarbeitet, mit dem Senator fir Finanzen abgestimmt und der staatlichen
Deputation fur Kinder und Bildung zur Zustimmung vorgelegt.

Zusatzlich ergibt sich aus der gesetzlichen Pflicht der Ganztagsbetreuung ab dem Jahr 2026
die Notwendigkeit diese Pflicht nicht nur investiv Uber zusatzliche Baumallnahmen, sondern
auch inhaltlich-konzeptionell wie personell in den beiden Stadtgemeinden umzusetzen. Hierfur
bedarf es ggf. angepasster Prozessstrukturen, die eine Erreichung des Ziels inhaltlich wie zeit-
lich absichern. Daher sind das Land sowie die beiden Stadtgemeinden aufgefordert, Gelin-
gensbedingungen zu formulieren und diese in geeignete Arbeitsprozesse zu Uberflhren. Die
Senatorin fur Kinder und Bildung befindet sich hierzu bereits in intensiver Abstimmung mit dem

Magistrat Bremerhaven.

C. Alternativen

Werden nicht empfohlen.

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Priifung

Der Bund stellt den Landern fir den Ausbau der Ganztagsbetreuung von Grundschulkindern
im Umfang von insgesamt 3,5 Milliarden Euro bereit (Anteil Bremen insgesamt rd. 33,4 Mio.
Euro). Bei der vorliegenden Verwaltungsvereinbarung Il geht es um die Verwendung der ver-
bliebenen Bundesmittel i.H.v. 2,75 Milliarden Euro. Die Verteilung auf die Lander erfolgt gem.
Kdnigsteiner Schlussel, der Anteil des Landes Bremens an diesen Fordermitteln betragt damit
26,229 Millionen Euro. Ziel ist es, dass Bremen die Mittel bis zum Stichtag 31. Dezember 2026

vollstandig abgerufen hat.

Der Bund beteiligt sich mit einer Forderquote von 70 Prozent, die von den Landern und Kom-
munen mit Komplementarmitteln von 30 Prozent des Gesamtvolumens zu erganzen sind. Die

Ko-Finanzierung ist im weiteren Prozess abzustimmen (vgl. Ziff.4 des Beschlussvorschlags).

Die Investitionen in den Ganztagsausbau, die im Zuge des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbe-
treuung aufwachsend ab August 2026, sowohl aus Bundes- als auch aus Landesmitteln erfor-
derlich sind, haben ebenfalls personalwirtschaftliche Auswirkungen, sowohl in den Schulen

und Horts als auch im Ressort. Hierzu erfolgt eine gesonderte Befassung des Senats.

Geschlechtsspezifische Wirkungen sind mit der Umsetzung der MaRnahme nicht verbunden,
sie betrifft Schiler:innen, Eltern und Lehrkrafte jeden Geschlechts in gleichem Male. Hervor-

zuheben ist die positive Auswirkung auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.



E.

Beteiligung / Abstimmung

Die Abstimmung mit dem Magistrat Bremerhaven, der Senatskanzlei und dem Senator fur Fi-

nanzen ist eingeleitet.

F.

Offentlichkeitsarbeit / Verdffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz

Nach Beschlussfassung zur Offentlichkeitsarbeit und zur Veréffentlichung Uber das zentrale

Register nach dem Informationsfreiheitsgesetz geeignet.

G.

Beschluss

Der Senat nimmt den Entwurf der Verwaltungsvereinbarung zur Durchflihrung des Ge-
setzes Uber Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau ganztagiger Bildungs- und Betreu-
ungsangebote fur Kinder im Grundschulalter (Investitionsprogramm Ganztag) zwischen

Bund und Landern zur Kenntnis

Der Senat erméachtigt die Senatorin fiir Kinder und Bildung die Verwaltungsvereinbarung

fur das Land Bremen zu unterzeichnen.

Der Senat beschlieldt die in der Anlage beigefligte Mitteilung des Senats und deren Wei-

terleitung an die Bremische Blrgerschaft (Landtag) mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Der Senat bittet die Senatorin fur Kinder und Bildung in Abstimmung mit dem Senator flr
Finanzen und unter Einbeziehung der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven, in der

Vorlage zu der Forderrichtlinie auch die Ko-Finanzierung darzustellen.

Der Senat bittet die Senatorin fur Kinder und Bildung eine entsprechende Forderrichtlinie
in Abstimmung mit dem Senator fir Finanzen und der Stadtgemeinde Bremerhaven zu
erarbeiten und der staatlichen Deputation fur Kinder und Bildung im ersten Quartal 2023

zur Beschlussfassung vorzulegen.

Der Senat bittet die Senatorin fur Kinder und Bildung dem Senat tber die notwendige H6he
der investiven, konsumtiven wie personellen Bedarfe der Stadtgemeinde Bremen zur Ein-
haltung der bundesgesetzlichen Ganztagsbetreuungspflicht im dritten Quartal 2023 zu be-

richten.

Der Senat bittet die Senatorin fir Kinder und Bildung Prozess- und Umsetzungsstrukturen
zu etablieren, die eine Einhaltung der bundesgesetzlichen Ganztagsbetreuungspflicht er-
mdglichen und Uber diese sowie den jeweiligen Umsetzungsstand der Erflillung der Ganz-

tagsbetreuung in beiden Stadtgemeinden halbjahrlich zu berichten.



8. Der Senat bittet die Senatorin fir Kinder und Bildung, der Senatskommission Schul- und

Kitabau die Berichte an den Bund jahrlich im Januar und Juli vorzulegen.

Anlagen:
1.) Mitteilung des Senats an die Bremische Burgerschaft

2.) Entwurf Verwaltungsvereinbarung ,Finanzhilfen des Bundes flr das Investitionsprogramm

zum beschleunigten Infrastrukturausbau der Ganztagsbetreuung fur Grundschulkinder*



Mitteilung des Senats
an die Bremische Biirgerschaft (Landtag)
vom 7. Februar 2023

Verwaltungsvereinbarung - zur Durchfiihrung des Gesetzes liber Finanzhilfen des Bundes
zum Ausbau ganztagiger Bildungs- und Betreuungsangebote fiir Kinder im Grundschulal-

ter/ Investitionsprogramm Ganztag

Der Senat Uberreicht der Bremischen Burgerschaft (Landtag) gemaR Art. 79, Abs. 2 der Landes-
verfassung der Freien Hansestadt Bremen den anliegenden Entwurf der Verwaltungsvereinbarung
zur Durchfuihrung des Gesetzes Uber Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau ganztagiger Bildungs-
und Betreuungsangebote fur Kinder im Grundschulalter/ Investitionsprogramm Ganztag zwischen
dem Bund und den Landern mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Mit dem Gesetz zur ganztagigen Forderung von Kindern im Grundschulalter (Ganztagsférderungs-
gesetz — GaF6G) vom 2.10.2021 wurde der Rechtsanspruch auf ganztagige Betreuung fur alle
Grundschulkinder stufenweise ab dem 1. August 2026 eingeflihrt. Verbunden ist damit eine Unter-
stitzung der Lander und Kommunen beim Infrastrukturausbau.

Zur Beschleunigung des Ausbaus von Ganztagsschulen und Ganztagsbetreuung wurden Finanzhil-
fen des Bundes in H6he von bis zu 1,5 Milliarden Euro beschlossen. Ende 2020 haben die Lander
und der Bund mit der Unterzeichnung einer entsprechenden Verwaltungsvereinbarung das erste
Investitionsprogramm zum beschleunigten Infrastrukturausbau der Ganztagsbetreuung flr Grund-
schulkinder gestartet, mit dem der Bund den Landern 750 Millionen Euro zur Verfligung stellt (,Ver-
waltungsvereinbarung Finanzhilfen des Bundes flr das Investitionsprogramm zum beschleunigten
Infrastrukturausbau der Ganztagsbetreuung flr Grundschulkinder — sog. Verwaltungsvereinbarung
). Der Senat hatte die Senatorin fir Kinder und Bildung am 29.09.2020 zur Unterzeichnung erméch-
tigt (Vorlage 763/20). Der Anteil des Landes Bremen in Hohe von 7.221.000 Euro, aufgeteilt auf die
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven nach dem Schlussel 80:20, wurde zwischenzeitlich voll-
standig abgerufen.

Am 15.12.2020 ist auRerdem das Gesetz zur Errichtung des Sondervermdgens ,,Ausbau ganztagi-
ger Bildung- und Betreuungsangebote fir Kinder im Grundschulalter (Ganztagsfinanzierungsgesetz
— GaFG) in Kraft getreten. Zusammen mit den Mitteln aus dem ersten Investitionsprogramm sollen
den Landern und Kommunen Uber dieses Sondervermogen Finanzhilfen des Bundes in Hohe von
3,5 Milliarden Euro zur Verfigung gestellt werden. Die Verteilung auf die Lander erfolgt gem. Kénig-
steiner Schlissel. Der Anteil des Landes Bremens an diesen Fordermitteln betragt damit bis zu 35
Millionen Euro. Die Ausgestaltung dieser Finanzhilfen regeln neben der vorgenannten Verwaltungs-
vereinbarung das Gesetz Uber Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau ganz-tagiger Bildungs- und
Betreuungsangebote fir Kinder im Grundschulalte (Ganztagsfinanzhilfegesetz — GafinHG) vom
2.10.2021, das durch Artikel 2 des Gesetzes zur Anderung des Ganztagsfinanzierungsgesetzes und
des Ganztagsfinanzhilfegesetzes vom 20. Dezember 2021 geandert worden ist, sowie die nun hier
vorgelegte Verwaltungsvereinbarung zur Durchflihrung des Gesetzes uber Finanzhilfen des Bundes
zum Ausbau ganztagiger Bildungs- und Betreuungsangebote fur Kinder im Grundschulalter/ Inves-
titionsprogramm Ganztag (sog. Verwaltungsvereinbarung II).

Im GafinHG ist eine Férderquote des Bundes mit hochstens 70 % und die Beteiligung der Lander
mit mindestens 30 % am Gesamtvolumen geregelt.

Forderfahig sind auf Grundlage der Verwaltungsvereinbarung nicht nur ganztagige Bildungs-und
Betreuungsangebote in Ganztagsgrundschulen sondern auch in Tageseinrichtungen gem. § 22 SGB
VIl sowie in Férderschulen im Ganztagsbetrieb soweit sie von Kindern im Grundschulalter besucht
werden. Voraussetzung ist das Vorliegen einer Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIl oder eine ent-
sprechende gesetzliche Aufsicht, insbesondere die Schulaufsicht.

Investitionen sind forderfahig, wenn sie den Neubau, den Umbau, die Erweiterung, den Erwerb von
Gebauden und Grundstucken, die Sanierung (einschlieBlich der energetischen Sanierung) sowie die
Ausstattung der Infrastruktur, soweit dadurch Bildungs- und Betreuungsangebote oder raumliche
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Kapazitaten geschaffen oder erhalten werden, um eine zeitgemalie Ganztagsbetreuung zu ermég-
lichen. Férderfahig sind MaRnahmen, die ab dem 12.10.2021 begonnen und bis zum 31.12.2027
abgeschlossen werden.

Die Bewilligung der Mittel erfolgt auf der Grundlage von Forderrichtlinien der Lander, die im Einver-
nehmen mit dem Bund zu erstellen sind.

Der Senat hat die Senatorin fur Kinder und Bildung mit Beschluss in der Senatssitzung am
07.02.2022 ermachtigt, die Verwaltungsvereinbarung fur die Freie Hansestadt Bremen zu unter-
zeichnen.

Die Vereinbarung tritt in Kraft, sobald alle Bundeslander die formalen parlamentarischen Voraus-
setzungen erfillen und die zustandigen Minister:innen bzw, Senator:innen sie darauffolgend unter-
schrieben haben.

Beschlussempfehlung:

Die Bremische Burgerschaft (Landtag) nimmt Kenntnis.
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Verwaltungsvereinbarung

zur Durchfiihrung des Gesetzes iiber Finanzhilfen des Bundes
zum Ausbau ganztigiger Bildungs- und Betreuungsangebote fiir Kinder im Grundschulalter

(Investitionsprogramm Ganztagsausbau)

Die Bundesrepublik Deutschland
- nachstehend ,,Bund“ genannt -
und

das Land Baden-Wiirttemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein,

der Freistaat Thiiringen

- nachstehend ,Land/Liander” -

schlieflen folgende Vereinbarung iiber das oben genannte Investitionsprogramm:



Priaambel

Die Entwicklung und Erziehung von Kindern zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfihi-
gen Personlichkeiten, die Teilhabe von Kindern, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie
die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Méannern am Erwerbsleben sind wichtige gesell-
schaftspolitische Ziele. Ein wichtiges Element zur Erreichung dieser Ziele ist der Ausbau von ganz-
tagigen Bildungs- und Betreuungsangeboten fir Kinder in Tageseinrichtungen und Grundschu-
len. In den letzten Jahren wurde in einer gemeinsamen Kraftanstrengung von Bund, Lindern und
Kommunen sowie von Tragern der freien und 6ffentlichen Jugendhilfe der quantitative und qua-
litative Ausbau der Betreuungsangebote fiir Kinder unter sechs Jahren erfolgreich vorangetrieben.
Rechtlich begleitet wurden diese Vorhaben insbesondere durch die Einfiihrung der entsprechen-
den Anspriiche von Kindern auf Férderung in der Kindertagesbetreuung. Auch die ganztigigen
Bildungs- und Betreuungsangebote fiir Grundschulkinder wurden und werden in allen Landern
ausgebaut. Dennoch ist das Angebot noch nicht flichendeckend bedarfsgerecht ausgebaut. Das hat
zur Folge, dass Teilhabechancen fir Grundschulkinder zum Teil ungenutzt bleiben. Aufderdem
stellt dies berufstatige, arbeitsuchende oder sich in der Ausbildung befindliche Erziehungsberech-
tigte bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf vor grofde Herausforderungen. Ferner wird Ar-

beitgebern und Arbeitgeberinnen die Fachkridftegewinnung und -sicherung erschwert.

Mit Blick auf das gesamte Bundesgebiet manifestieren sich hinsichtlich der Verfiigbarkeit und
Ausgestaltung von ganztigigen Bildungs- und Betreuungsangeboten zwischen den Landern und
Kommunen erhebliche Unterschiede. Daher wird iiber eine Anderung des § 24 Absatz 4 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) ab 2026 stufenweise ein Anspruch auf Ganztagsbetreuung fiir
Grundschulkinder! eingefiihrt. Um die Linder und Kommunen bei der Gewahrleistung dieses An-
spruchs zu unterstiitzen, sah der Koalitionsvertrag fiir die 19. Legislaturperiode vor, Finanzhilfen
des Bundes in Hohe von 2 Milliarden Euro zum Ausbau ganztéagiger Bildungs- und Betreuungsan-
gebote zur Verfiigung zu stellen. Im Rahmen des Konjunktur- und Krisenbewaltigungspakets (Ko-
alitionsbeschluss vom 3. Juni 2020) wurden zur Beschleunigung des Ausbaus von Ganztagsschulen
und Ganztagsbetreuung weitere Finanzhilfen des Bundes in Héhe von bis zu 1,5 Milliarden Euro
beschlossen. Ende 2020 haben die Lander und der Bund mit der Unterzeichnung einer entspre-
chenden Verwaltungsvereinbarung das erste Investitionsprogramm zum beschleunigten Infra-
strukturausbau der Ganztagsbetreuung fiir Grundschulkinder gestartet, mit dem der Bund den

Landern 750 Millionen Euro zur Verfiigung stellt (,Verwaltungsvereinbarung Finanzhilfen des

1 Grundschulkinder im Sinne dieser Verwaltungsvereinbarung sind Kinder ab dem Schuleintritt bis zum
Ende der vierten Klasse einschliefflich der Sommerferien, unabhéngig davon, welche Schulform sie besu-
chen.”



Bundes fir das Investitionsprogramm zum beschleunigten Infrastrukturausbau der Ganztagsbe-
treuung flir Grundschulkinder). Am 15. Dezember 2020 ist aufierdem das Gesetz zur Errichtung
des Sondervermégens ,,Ausbau ganztigiger Bildungs- und Betreuungsangebote fiir Kinder im
Grundschulalter” (Ganztagsfinanzierungsgesetz — GaFG) in Kraft getreten. Zusammen mit den
Mitteln aus dem ersten Investitionsprogramm sollen den Lindern und Kommunen tber dieses
Sondervermdégen Finanzhilfen des Bundes in Hohe von 3,5 Milliarden Euro zur Verfiigung gestellt
werden. Die Ausgestaltung dieser Finanzhilfen regeln neben der vorgenannten Verwaltungsver-
einbarung das Gesetz tiber Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau ganztigiger Bildungs- und Be-
treuungsangebote fiir Kinder im Grundschulalter (Ganztagsfinanzhilfegesetz - GaFinHG) vom
2. Oktober 2021 (BGBL. I S. 4602, 4603), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2021
(BGBL IS. 5248) gedndert worden ist, und diese darauf basierende Verwaltungsvereinbarung.

Sowohl die Inanspruchnahme des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung als auch die kompe-
tenzforderliche Wirkung ganztigiger Bildung und Betreuung hingt entscheidend von der Qualitit
der Ganztagsangebote ab. Bund und Lander bekennen sich dazu, den Ausbau der Ganztagsange-
bote mit einem besonderen Augenmerk auf die Qualitdt voranzutreiben. Bund und Lander werden
in einen Dialog zu Fragen der Qualitdtsentwicklung eintreten, um gemeinsam unter Berticksich-
tigung landerspezifischer Bedingungen einen Qualititsrahmen zu entwickeln, der als Orientie-

rungsrahmen fiir die Weiterentwicklung der Qualitdtsrahmen in den Landern dienen kann.

§1
Ausgestaltung der Forderbereiche (zu §§ 1 bis 3 GaFinHG)

(1) Ganztagige Bildungs- und Betreuungsangebote im Sinne dieses Investitionsprogramms sind
Angebote zur Forderung von Grundschulkindern in Tageseinrichtungen gemif § 22 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) sowie in Ganztagsgrundschulen, das heifdt ganztigig betriebe-
nen Grundschulen und schulorganisatorisch verbundenen Schulsystemen (zum Beispiel Grund-
und Realschulen plus) sowie Férderschulen im Ganztagsbetrieb, soweit sie von Kindern im Grund-
schulalter besucht werden. Voraussetzung ist, dass eine Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII vor-
liegt oder eine entsprechende gesetzliche Aufsicht nach § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 SGB VIII,
dazu gehort insbesondere die Schulaufsicht, besteht. Investitionsmafinahmen, die nicht dem Zwe-
cke der Ganztagsbetreuung von Grundschulkindern, sondern ausschliefflich dem Zwecke des

Schulunterrichts dienen, sind nicht forderfihig.

(2) Ein Platz im Sinne dieser Verwaltungsvereinbarung ist jedes fiir ein Grundschulkind durch den
Trager rdumlich ausreichend vorgehaltene Angebot nach Absatz 1, das einer zeitgeméfien Ganz-

tagsbetreuung entspricht.



(3) Forderfihig sind Investitionen fiir den Neubau, den Umbau, die Erweiterung - einschlieRlich
des Erwerbs von Gebduden und Grundstiicken - die Sanierung sowie die Ausstattung ganztigiger
Bildungs- und Betreuungsangebote unter den Voraussetzungen des § 3 Satz 1 bis 4 GaFinHG ein-
schliefdlich der damit zusammenhéingenden investiven Begleit- und Folgemafinahmen, soweit
diese in einem unmittelbaren und notwendigen Zusammenhang mit den Investitionsmafinah-

men stehen.

(4) Als forderfahige Investitionen werden insbesondere auch solche Mafnahmen im Sinne des Ab-
satzes 3 angesehen, welche energetische Sanierung umfassen und im Einklang mit dem Ziel von
§§ 1 und 3 GaFinHG stehen. Weitere Bezugnahmen auf Sanierungen in dieser Verwaltungsverein-

barung schlieflen daher energetische Sanierung mit ein.

(5) Die Lander konnen einen vorzeitigen Mafinahmenbeginn zulassen. Gemaf3 § 2 GaFinHG sind

nur ab dem Inkrafttreten des GaFinHG begonnene Mafnahmen forderféhig.

§2

Linderprogramme

(1) Die Bewilligung der Mittel erfolgt auf Grundlage von Landerprogrammen der Linder, die im
Einvernehmen mit dem Bund zu erstellen sind. In den Landerprogrammen kann eine Auswahl der
forderfihigen Mafinahmen getroffen werden. Jedes Land veroffentlicht sein Linderprogramm

grundsatzlich vor Beginn deren Umsetzung und informiert den Bund tiber die Veroffentlichung.

(2) In ihren Landerprogrammen definieren die Linder den Begriff der Ganztagsgrundschule als
Fordervoraussetzung nach Mafdgabe der Bestimmungen des § 1 Absatz 1 und 2 sowie Artikel 1

GaFoG.

(3) In ihren Landerprogrammen regeln die Linder den Abstimmungsprozess zwischen der Schul-
entwicklungsplanung und der Jugendhilfeplanung im jeweils nach geltendem Landesrecht not-

wendigen Umfang, insbesondere mit Blick auf die Erfiillung des Rechtsanspruchs.

(4) In den Landerprogrammen kénnen die Lander einen tiber den in § 6 Absatz 2 hinausgehenden

Betrag als Mindestféordersumme festlegen.



§3

Ansprechstelle, Antragswesen

(1) Jedes Land benennt vor Veroffentlichung seines Linderprogramms eine Stelle, die die Mittel
dieses Investitionsprogramms bewirtschaftet (Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bun-
des - HKR-Verfahren) sowie Informationen und Berichte bereitstellt und Ansprechstelle fiir den
Bund ist. Die Lander sind berechtigt, fiir einzelne Aufgabenbereiche, etwa die Bewilligung von

Maftnahmen, unterschiedliche Stellen zu bedienen oder zu beauftragen.
(2) Mittel werden auf Antrag bewilligt und bereitgestellt.

(3) Die Lander gestalten das Antragsverfahren insbesondere zur Umsetzung der Vorgaben nach

§§ 7 und 11 aus. Dariiber hinaus gestalten sie das Antragsverfahren wie folgt:
Alle Antrage enthalten insbesondere folgende Angaben:
1. Beschreibung der Manahme,

2. Darlegung der messbaren Ziele der Mafinahme. Hierbei muss differenziert werden zwischen

der Anzahl von Plitzen ganztigiger Bildungs- und Betreuungsangebote nach § 1 Absatz 1, die
a) geschaffen werden,
b) von der Schaffung raumlicher Kapazititen profitieren,
c) erhalten werden oder vom Erhalt raumlicher Kapazititen profitieren,
3. Investitionsplanung (Kosten- und Zeitplanung, Beginn der Investitionsmafinahme),

4. Darlegung, dass fiir die Mafinahme die Voraussetzungen des § 7 GaFinHG vorliegen und keine

Doppelférderung beantragt wird,

5. Dbei einer vorangegangenen Férderung einer Mafinahme nach § 2 Absatz 3 Nummer 1 der
»verwaltungsvereinbarung Finanzhilfen des Bundes fiir das Investitionsprogramm zum be-
schleunigten Infrastrukturausbau der Ganztagsbetreuung fiir Grundschulkinder®, die Versi-

cherung und Darstellung des Zusammenhangs zu dieser Mafinahme,

6. Dbei Sanierungsaufwendungen die Versicherung, dass diese nicht ausschliefflich der Instand-

haltung und dem Werterhalt der Bausubstanz dienen,

7. im Fall von § 2 Satz 2 GaFinHG eine Erkldarung, dass es sich um einen selbststindigen Ab-

schnitt einer Investitionsmafdinahme handelt.



§4
Forderquote (zu § 4 GaFinHG)

Die Forderquote nach § 4 GaFinHG ist landesbezogen nach Abrechnung aller geférderten Investi-
tionen am Ende der Laufzeit dieses Investitionsprogramms gemaf} § 2 Satz 3 GaFinHG zu errei-

chen. Die Lander erméglichen die Teilnahme finanzschwacher Kommunen.

§5
Zusatzlichkeit

(1) Die Lander fiihren bereits begonnene Investitionsprogramme im Bereich des Ganztagsausbaus
fir Grundschulkinder wie geplant weiter. Sie stellen sicher, dass die Finanzhilfen des Bundes ge-
maf Artikel 104c Satz 2 GG in Verbindung mit Artikel 104b Absatz 2 Satz 5 GG nur fiir zusatzliche
Investitionen eingesetzt werden. Zur Gewahrleistung der Zuséatzlichkeit der Bundesmittel konnen
die Lander grundsétzlich zwischen einem summenbezogenen und einem vorhabenbezogenen An-

satz wihlen.

(2) Die Zusitzlichkeit in Bezug auf die Summe der Investitionsausgaben der Lander ist gegeben,
wenn Investitionen, die dem Zwecke des Ganztagsausbaus fiir Grundschulkinder dienen, ab In-
krafttreten des GaFinHG am 12. Oktober 2021 (Artikel 7 Absatz 1 GaFoG) bis zum Ende des Forder-
zeitraumes am 31. Dezember 2027 (§ 2 GaFinHG) nicht durch die Finanzhilfen des Bundes ersetzt
werden (summenbezogener Ansatz). Beim summenbezogenen Ansatz ermitteln die Lander jeweils
einen Referenzwert ihrer Investitionen geméf Satz 1, der sich aus dem arithmetischen Mittel der
jahrlichen Ansdtze der mittelfristigen Finanzplanung des Planungsjahres 2022 ableitet. Der Be-
rechnung zugrunde zu legen sind das erste Planungsjahr (Haushaltsjahr 2022), das vorangegan-
gene Haushaltsjahr 2021 sowie die kiinftigen Haushaltsjahre 2023, 2024 und 2025. Der ermittelte
Referenzwert bestimmt die durchschnittliche Héhe der Investitionsausgaben zum Zwecke des
Ganztagsausbaus fiir Grundschulkinder, die das jeweilige Land im Forderzeitraum gemif § 2
GaFinHG mindestens bereitstellen muss. Abweichungen vom ermittelten Referenzwert im Zeit-
raum der mittelfristigen Finanzplanung des Planungsjahres 2022 (Haushaltsjahre 2021 bis 2025)
bediirfen sachlicher Griinde, tiber die mit dem Bund Benehmen herzustellen ist. In den Haushalts-
jahren 2026 und 2027 diirfen die Investitionsausgaben der Linder den Referenzwert ohne Angabe
von Griinden jahrlich um maximal 20 Prozent unterschreiten. Weitere jahrliche Abweichungen
vom ermittelten Durchschnittsansatz in den Haushaltsjahren 2026 und 2027 von mehr als 20 Pro-

zent bedirfen sachlicher Griinde, tiber die mit dem Bund Benehmen herzustellen ist.

(3) Die Zusatzlichkeit in Bezug auf das einzelne Investitionsvorhaben ist gegeben, wenn die Finanz-

hilfen des Bundes keine Finanzmittel des Landes ersetzen, die vor Inkrafttreten des GaFinHG am



12. Oktober 2021 zur Finanzierung eines dem Zwecke des Ganztagsausbaus fiir Grundschulkinder

dienenden Investitionsvorhabens
1. durch die Finanzplanung des Landes festgeschrieben oder
2. durch Verwaltungsakt (§ 35 Satz 1 VwV{G) oder
3. Vertrag (§ 54 VWVIG, §§ 130, 145 ff. BGB) oder
4. anderweitige Forderung bzw. Zuweisung des Landes

gewahrt wurden und den Forderzeitraum nach § 2 GaFinHG betreffen (vorhabenbezogener An-

satz).

(4) Sofern den Landern die Bestimmung eines Referenzwertes im Sinne des Absatzes 2 aus tatsich-
lichen Griinden unmoglich ist und kein Investitionsvorhaben im Sinne des Absatzes 3 angegeben

werden kann, sind folgende Angaben zu erbringen:

1. Darlegung sachlicher Griinde beziiglich der Unmdoglichkeit einer Angabe im Sinne der Ab-

sitze 2 oder 3, iiber die mit dem Bund Benehmen herzustellen ist,

2. Darlegung, wo und in welcher Hohe der offentliche Finanzierungsanteil von mindestens
30 Prozent am Gesamtvolumen nach § 4 GaFinHG ab Planungsjahr 2022 ausgebracht werden

soll (zum Beispiel Angabe Kapitel, Titel im Einzelplan oder Haushaltsstelle).

Der unter Nummer 2 dargestellte Finanzierungsanteil des ersten zur Gesamtfinanzierung des In-
vestitionsprogramms relevanten Haushaltsjahres ist als zukiinftiger Referenzwert nach Maf3gabe

der Regelungen des summenbezogenen Ansatzes nach § 5 Absatz 2 heranzuziehen.

(5) Eine dem Zwecke des Ganztagsausbaus fiir Grundschulkinder dienende Finanzierung eines In-
vestitionsbereiches (summenbezogener Ansatz) bzw. Investitionsvorhabens (vorhabenbezogener
Ansatz) liegt vor, wenn sich der kalkulierte Finanzierungsanteil eines Investitionsbereiches bzw.
eines Investitionsvorhabens zum Zweck des Ganztagsausbaus fiir Grundschulkinder auf mehr als

25 Prozent der Gesamtausgaben bezieht.

(6) Die Wahl eines Ansatzes ist mit Inkrafttreten der Verwaltungsvereinbarung fiir den gesamten
Forderzeitraum im Sinne von § 2 GaFinHG verbindlich. Die Linder Baden-Wiirttemberg, Berlin,
Hamburg und Sachsen-Anhalt weisen die zusitzliche Verwendung der bereitgestellten Bundes-
mittel durch den summenbezogenen Ansatz nach, die Linder Bayern, Brandenburg, Bremen,
Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Schleswig-Holstein und Thiirin-
gen durch den vorhabenbezogenen Ansatz, die Linder Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-

Westfalen erbringen Angaben gem. § 5 Absatz 4.



§6
Bewirtschaftung der Bundesmittel (zu § 6 GaFinHG)

(1) Bei Planung und Durchfiihrung der Investitionsmafinahmen missen Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtungen herangezogen werden. Bei der Mittelverwendung sind die Grundsitze der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit einzuhalten. Es gelten die Vorgaben des § 6 HGrG. Die Lander stel-
len sicher, dass die Vorgaben aus § 6 HGrG bei der Umsetzung der Mafnahmen nach § 1 eingehal-

ten werden und weisen dies dem Bund auf Verlangen nach.
(2) Die Mindestférdersumme betragt 5.000 € pro Férderantrag.

(3) Zur verwaltungsmafiigen Umsetzung der in dieser Verwaltungsvereinbarung, im GaFinHG und
im GaFoG getroffenen Regelungen gelten die Bewirtschaftungsgrundsitze, die durch den Bund

jahrlich erstellt werden.

§7

Nachweis der Verwendung; Kontrolle

(1) Der Bund tiberprift die Einhaltung der Bestimmungen des GaFinHG und dieser Verwaltungs-
vereinbarung und kontrolliert die zweckentsprechende Mittelverwendung. Hierzu tibersenden
die Linder dem Bund halbjihrlich, beginnend ab dem 30. Juni 2023, eine Ubersicht iiber die durch
das Land gepriiften Nachweise iiber abgeschlossene Investitionsmafdnahmen, aus denen sich die
zweckentsprechende Verwendung der Bundesmittel ergibt. Fiir die Ubersichten erstellt der Bund

eine Mustervorgabe (Anlage 1). Die Ubersichten enthalten folgende Angaben:

1. Kurzbeschreibung der Mafinahme unter Angabe des Trigers sowie des amtlichen Gemeinde-
schliissels, des Letztempféangers, der eindeutigen Identifikationsnummer der Mafinahme und
Zuordnung zur Art der Mafinahme (Neubau, Umbau, Erweiterung, Ausstattung und Sanie-

rung) nach § 1 Absatz 3 und 4,
2. Darstellung der Zielerreichung nach § 3 Absatz 3 Nummer 2,
3. Maflnahmenbeginn und Mafinahmenende,
4. Bewilligungssumme,
5. Hohe der anerkannten forderfihigen Kosten (nach Verwendungsnachweis),

6. Hohe der Beteiligung des Bundes, der Linder und Kommunen an der 6ffentlichen Finanzie-
rung und die Finanzierungsbeitrige Dritter unter gesonderter Ausweisung der Eigenmittel

freier Trager,

7. Erklarung Gber Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen,



8. Nachweis tiber die Einhaltung der Zusétzlichkeit (§ 5)

a) Fir den summenbezogenen Ansatz nach § 5 Absatz 2 ist einmalig zum letzten Ubermitt-
lungszeitpunkt geméifd Absatz 1 Satz 1 nachzuweisen, dass die Ist-Investitionsausgaben
der Liander in dem von der Finanzhilfe erfassten Investitionsbereich im Zeitraum der
mittelfristigen Finanzplanung des Planungsjahres 2022 den ermittelten Referenzwert ge-
maf § 5 Absatz 2 Satz 2 im Durchschnitt nicht unterschritten haben. Abweichungen im
Sinne des § 5 Absatz 2 Satz 5 bedurfen sachlicher Grinde, tiber die mit dem Bund Beneh-
men herzustellen ist. Zudem ist fiir die Haushaltsjahre 2026 und 2027 nachzuweisen, dass
die Ist-Investitionsausgaben des Landes den ermittelten Durchschnittsansatz jahrlich um
nicht mehr als 20 Prozent unterschritten haben. Sofern die Investitionsausgaben den er-
mittelten Durchschnittsansatz in den Haushaltsjahren 2026 und 2027 jeweils um mehr
als 20 Prozent unterschreiten, sind hierfiir sachliche Griinde vorzutragen, iiber die mit

dem Bund Benehmen herzustellen ist.

b) Fiir den summenbezogenen Ansatz nach § 5 Absatz 4 ist einmalig zum letzten Ubermitt-
lungszeitpunkt geméaf Absatz 1 Satz 1 nachzuweisen, dass die Ist-Investitionsausgaben in
den Haushaltsjahren 2022 bis 2027 den nach § 5 Absatz 4 Nummer 2 heranzuziehenden
Referenzwert nicht unterschritten haben. Abweichungen im Sinne des § 5 Absatz 2 Satz

5 bedurfen sachlicher Griinde, Giber die mit dem Bund Benehmen herzustellen ist.

c) Fir den vorhabenbezogenen Ansatz erfolgt der Nachweis zum 31. Dezember eines Be-
richtsjahres durch tabellarische Darstellung, dass abgeschlossene Investitionsvorhaben
im Sinne von § 5 Absatz 3 entsprechend ihrer Beriicksichtigung in der Finanzplanung,
ihrer Bewilligung oder vertraglichen Ausgestaltung und unabhingig von der Finanzhilfe
des Bundes durchgefiihrt wurden. Soweit Investitionsvorhaben geméaf § 5 Absatz 3 nicht
oder abweichend von der Benennung gemif} § 11 durchgefiihrt wurden, sind sachliche

Griinde hierfiir darzulegen, tiber die mit dem Bund Benehmen herzustellen ist.

9. Bestitigung tiber die Einhaltung des Verbots der Doppelforderung (§ 7 GaFinHG) sowie iber
den fristgerechten Mittelabruf.

Zur Gewihrleistung der zweckentsprechenden Mittelverwendung kann die Bundesregierung Be-

richte und anlassbezogen die Vorlage von Akten verlangen.

(2) Die Lander teilen dem Bund einschlagige Priifungsbemerkungen ihrer jeweiligen obersten

Rechnungspriifungsbehérden unverziglich mit.

(3) Der Bund unterrichtet in Fillen von Absatz 1 Satz 5 das betroffene Land vorab tiber das Verlan-

gen zur Vorlage von Akten. Uber das Ergebnis der Priifung fertigt der Bund einen Priifvermerk
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und gibt der Stelle sowie dem betroffenen Land die Méglichkeit zur Stellungnahme. Er unterrich-
tet die tibrigen Lander {iber die Priifungsergebnisse, wenn und soweit dies fiir eine einheitliche

Rechtsanwendung férderlich erscheint.

(4) Das Priifungsrecht des Bundesrechnungshofs gemeinsam mit dem jeweiligen Landesrech-

nungshof geméaf § 93 Bundeshaushaltsordnung bleibt unberiihrt.

§8

Riickforderung und Verzinsung von Bundesmitteln

(1) Betrage, die nicht entsprechend der §§ 1 bis 3 des GaFinHG in Verbindung mit § 1 und nicht
entsprechend der §§ 4, 6 Absatz 1 und § 7 des GaFinHG sowie §§ 4, 5 und 6 verwendet wurden, sind
in Hohe des Finanzierungsanteils des Bundes an den Bund zuriickzuzahlen. Innerhalb des Forder-
zeitraums geméR § 2 GaFinHG kénnen die Betrdge vom Land erneut in Anspruch genommen wer-

den.

(2) Wird die Forderquote des Bundes gemaf § 4 GaFinHG tiberschritten, ist der tiberschieflende

Betrag an den Bund zuriickzuzahlen.

(3) Zurtickzuzahlende Bundesmittel sind zu verzinsen und an den Bund abzufithren. Werden Mit-
tel entgegen § 6 Absatz 1 GaFinHG zu frith angewiesen, sind fiir die Zeit der Auszahlung bis zur
zweckentsprechenden Verwendung Zinsen zu zahlen. Der Zinssatz entspricht dem vom Bundes-
ministerium der Finanzen jeweils durch Rundschreiben an die obersten Bundesbehdrden be-
kanntgegebenen Zinssatz fiir Kredite des Bundes zur Deckung von Ausgaben, der zum Zeitpunkt

des Mittelabrufs giiltig ist; der Zinssatz betrigt jedoch mindestens 0,1 Prozent jihrlich.

§9

Informations- und Kommunikationsmafnahmen

Die Lander stellen sicher, dass die Mittelempfanger auf die Férderung durch den Bund in geeigne-

ter Form hinweisen.

§10

Bund-Linder-Koordinierungsgremium

(1) Bund und Léinder richten ein Bund-Linder-Koordinierungsgremium ein. Das Bund-Lander-

Koordinierungsgremium wird von der Geschiéftsstelle nach § 6 Absatz 2 GaFinHG unterstiitzt.



11

(2) Das Bund-Lander-Koordinierungsgremium begleitet den Ausbau der ganztigigen Bildungs-

und Betreuungsangebote, gibt Impulse zu deren qualitativer Verbesserung und berit iiber die Um-

setzung des Investitionsprogramms und die gemeinsame Ausgestaltung der Evaluierung.

§11
Berichtspflichten

(1) Die Lander berichten dem Bund zum 30. Juni und 31. Dezember. Die Ubermittlung erfolgt je-

weils zum 31. Juli und 31. Januar. Fiir die Ubersichten erstellt der Bund eine Mustervorgabe (An-

lage 1). Jedes Land berichtet zusammenfassend:

1.

tiber die Anzahl von Plitzen ganztigiger Bildungs- und Betreuungsangebote nach § 1 Ab-
satz 1, die zur Ermoglichung einer zeitgeméfien Ganztagsbetreuung mit den Finanzhilfen des

Bundes

a) geschaffen wurden,

b) von der Schaffung rdumlicher Kapazititen profitiert haben,

c) erhalten wurden oder vom Erhalt raumlicher Kapazititen profitiert haben,
tabellarisch

a) Uber den Status der Mafinahmen, aufgeschliisselt nach, bewilligt und abgeschlossen, ein-
schliefilich einer Kurzbeschreibung, der Letztempfianger der Mittel, der Identifikations-
nummer und des amtlichen Gemeindeschliissels der bewilligten Mafdnahmen und Zu-
ordnung zur Art der Mafnahme (Neubau, Umbau, Erweiterung, Ausstattung und Sanie-

rung) nach § 1 Absatz 3 und 4,
b) iiber bewilligte und abgerufene Mittel,

c) Uber die Hohe der Beteiligung des Bundes, der Linder und Kommunen an der 6ffentli-
chen Finanzierung und die Finanzierungsbeitrige Dritter unter gesonderter Ausweisung

der Eigenmittel freier Trager,

d) dartber, ob es sich um die Realisierung im Zusammenhang mit einer vorangegangenen
Forderung einer Mafnahme nach § 2 Absatz 3 Nr. 1 der ,Verwaltungsvereinbarung Fi-
nanzhilfen des Bundes fir das Investitionsprogramm zum beschleunigten Infrastruktur-

ausbau der Ganztagsbetreuung fiir Grundschulkinder“ handelt sowie

e) Erklarung iiber Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen.
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(2) Zur Darlegung der Einhaltung der Zusétzlichkeit nach § 5 ibermitteln die Lander:

1. fiir den summenbezogenen Ansatz nach § 5 Absatz 2 zum ersten Ubermittlungszeitpunkt ge-
mafd Absatz 1 einmalig eine tabellarische Darstellung der Hohe der geplanten Investitionsaus-
gaben gemifd § 5 Absatz 2 sowie den hieraus ermittelten Referenzwert. Die Darstellung der
Investitionsausgaben in den Haushaltsjahren 2026 und 2027 ist Gber die Fortschreibung der
mittelfristigen Finanzplanung zum néchstfolgenden Berichtszeitpunkt gemaf} Absatz 1 vor-

zulegen;

2. fiir den summenbezogenen Ansatz nach § 5 Absatz 4 zum ersten Ubermittlungszeitpunkt ge-
maifd Absatz 1 einmalig eine tabellarische Darstellung des dargestellten Finanzierungsanteils

sowie dessen haushaltsrechtliche Verankerung geméaf § 5 Absatz 4 Nummer 2;

3. fiir den vorhabenbezogenen Ansatz zum néchsten Berichtszeitpunkt nach Absatz 1 einmalig
eine tabellarische Ubersicht der einzelnen Investitionsvorhaben gemif § 5 Absatz 3 in dem

von der Finanzhilfe erfassten Investitionsbereich einschliefRlich
- Kurzbeschreibung der geplanten bzw. bewilligten Maffnahme,
- Haushaltstitel, in dem die Mafdnahme bzw. das Vorhaben veranschlagt ist
- Mafnahmenbeginn und Mafnahmenende,
- die landesseitige Planungs-, Bewilligungs- und/oder Vertragssumme sowie

- Hohe des Landes- und ggf. kommunalen Anteils an der 6ffentlichen Finanzierung
und die Finanzierungsbeitriage Dritter unter gesonderter Ausweisung der Eigen-

mittel freier Trager.

§12

Evaluation

(1) Das Investitionsprogramm Ganztagsausbau wird gemaft § 10 Absatz 1 Satz 2 Nummer 8
GaFinHG programmbegleitend und abschliefend wissenschaftlich evaluiert. Die Ergebnisse der

Evaluation werden veroffentlicht.

(2) Ziel der Evaluation ist es festzustellen, ob und zu welchen Wirkungen dieses Investitionspro-
gramm im Bereich der ganztigigen Bildungs- und Betreuungsangebote fiir Kinder im Grund-
schulalter und der Nutzung der Angebote gefiihrt bzw. beigetragen hat. Die Evaluation folgt den

Vorgaben der Bundeshaushaltsordnung. Die Kosten der Evaluation trigt der Bund.
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(3) Bund, Lander sowie die von ihnen benannten Ansprechstellen unterstiitzen die Evaluation und
den Evaluator. Eine Pflicht zur nachtréiglichen Erhebung zusitzlicher Angaben durch die Lander

ergibt sich hieraus nicht.

§13

Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvereinbarung tritt am Tag nach Unterzeichnung durch Bund und Lédnder in
Kraft.
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	C. Alternativen
	Werden nicht empfohlen.
	D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung
	Der Bund stellt den Ländern für den Ausbau der Ganztagsbetreuung von Grundschulkindern im Umfang von insgesamt 3,5 Milliarden Euro bereit (Anteil Bremen insgesamt rd. 33,4 Mio. Euro). Bei der vorliegenden Verwaltungsvereinbarung II geht es um die Verw...
	Der Bund beteiligt sich mit einer Förderquote von 70 Prozent, die von den Ländern und Kommunen mit Komplementärmitteln von 30 Prozent des Gesamtvolumens zu ergänzen sind. Die Ko-Finanzierung ist im weiteren Prozess abzustimmen (vgl. Ziff.4 des Beschlu...
	Die Investitionen in den Ganztagsausbau, die im Zuge des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung aufwachsend ab August 2026, sowohl aus Bundes- als auch aus Landesmitteln erforderlich sind, haben ebenfalls personalwirtschaftliche Auswirkungen, sowohl in...
	Geschlechtsspezifische Wirkungen sind mit der Umsetzung der Maßnahme nicht verbunden, sie betrifft Schüler:innen, Eltern und Lehrkräfte jeden Geschlechts in gleichem Maße. Hervorzuheben ist die positive Auswirkung auf die Vereinbarkeit von Familie und...
	E. Beteiligung / Abstimmung
	Die Abstimmung mit dem Magistrat Bremerhaven, der Senatskanzlei und dem Senator für Finanzen ist eingeleitet.
	F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz
	Nach Beschlussfassung zur Öffentlichkeitsarbeit und zur Veröffentlichung über das zentrale Register nach dem Informationsfreiheitsgesetz geeignet.
	G. Beschluss
	1. Der Senat nimmt den Entwurf der Verwaltungsvereinbarung zur Durchführung des Gesetzes über Finanzhilfen des Bundes zum Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder im Grundschulalter (Investitionsprogramm Ganztag) zwischen Bund un...
	5. Der Senat bittet die Senatorin für Kinder und Bildung eine entsprechende Förderrichtlinie in Abstimmung mit dem Senator für Finanzen und der Stadtgemeinde Bremerhaven zu erarbeiten und der staatlichen Deputation für Kinder und Bildung im ersten Qua...
	6. Der Senat bittet die Senatorin für Kinder und Bildung dem Senat über die notwendige Höhe der investiven, konsumtiven wie personellen Bedarfe der Stadtgemeinde Bremen zur Einhaltung der bundesgesetzlichen Ganztagsbetreuungspflicht im dritten Quartal...
	7. Der Senat bittet die Senatorin für Kinder und Bildung Prozess- und Umsetzungsstrukturen zu etablieren, die eine Einhaltung der bundesgesetzlichen Ganztagsbetreuungspflicht ermöglichen und über diese sowie den jeweiligen Umsetzungsstand der Erfüllun...
	8. Der Senat bittet die Senatorin für Kinder und Bildung, der Senatskommission Schul- und Kitabau die Berichte an den Bund jährlich im Januar und Juli vorzulegen.
	Anlagen:
	1.) Mitteilung des Senats an die Bremische Bürgerschaft
	2.) Entwurf Verwaltungsvereinbarung „Finanzhilfen des Bundes für das Investitionsprogramm zum beschleunigten Infrastrukturausbau der Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder“
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